
 

Typische Fehler in der Anwaltsklausur (ZR) 
Allgemein: - keine, fehlerhafte oder unzureichende anwaltstypische Formulierungen/Fachsprache 

- Tempi falsch (SV-Darstellung nicht im Imperfekt, Ausführungen zur Rechtslage nicht im Präsens) 

- sprachliche Schwächen (Rechtschreib-, Satzzeichenfehler, Konjunktiv wird nicht beherrscht) 

II. Sachverhalt / Bearbeitervermerk: - unvollständige Aufnahme und Abarbeitung des Sachverhaltes 

- insb. werden Unterstellungen formuliert, die der SV nicht hergibt 

- häufige Schwierigkeiten, aus einem umfangreicheren SV die relevanten Tatsachen für die  

 rechtliche Prüfung herauszuarbeiten 

- Bearbeitervermerk wird nicht hinreichend beachtet, nicht vollständig oder nicht richtig abgearbeitet 

III. Mandantenbegehren: - das Rechtsschutzziel d. Mdt. wird nicht präzise / nicht vollständig herausgearbeitet  

 oder nacherzählt, Fehler mit hoher Relevanz, da schon der erste Einstieg in die Klausur mißlingt 

- Erörterung der prozessualen Umsetzung schon im Mandantenbegehren 

- Darstellung der Partei und ihrer Tätigkeit im Mandantenbegehren 

IV. Gutachten: a. Gutachtenstil / Obersätze / Subsumtion 

- Einleitungssatz fehlt oder bildet Ziel des Mandanten nicht oder nicht vollständig ab 

- Gutachtenstil mangelhaft, insb. fehlen Obersätze, sind nicht präzise und / oder fehlerhaft gebildet 

 → Obersätze sind das A&O der RA-Klausur (jeder Klausur) 

- Unzureichende / mangelhafte Arbeit mit und am Gesetz, Normen werden nicht oder nicht richtig genannt 

- Auslegungsregeln werden nicht beachtet  

- Rechtsfragen werden ohne Bezug zu einer konkreten Norm bzw. Rechtsfolge behandelt 

 Häufigkeit + Relevanz hoch: erhebl. Schwierigkeiten, die rechtlich relevanten Tatsachen herauszuarbeiten 

- Subsumtionsfehler: Tbm werden nicht getrennt / nicht definiert / nicht erörtert, Subsumtion fehlt / zitierte  

 Norm ergibt nicht die herangezogene Rechtsfolge, Voraussetzungen d. Norm oder Tbm werden n. genannt 

b. Bearbeitung: - der gewählte Aufbau wird begründet, erläutert oder kommentiert 

- Gliederung formell fehlerhaft / inhaltlich fehlerhaft / inkonsequent 

- Zulässigkeitsfragen werden im materiell-rechtlichen Gutachten angesprochen 

- Gesamtvorschlag zu Beginn des Gutachtens statt am Ende / Ergebnis am Ende des Gutachtens fehlt 

- es werden nicht alle AGLen geprüft / nicht in d. richtigen Reihenfolge / nicht mit dem richtigen Ergebnis 

- Alternativansprüche auf Basis gegnerischen Vorbringens werden nicht geprüft → hohe Relevanz 

- Prüfungspunkte werden nur oberflächlich geprüft oder ganz vergessen: → Häufigkeit hoch, vor  

 allem zum Ende der Klausur (Zeitdruck), → Lösung: Zeiteinteilung üben 

- Bedeutung der Einreden und sonstigen Gegenrechte (Verj., Kündigung, Anfechtung, Aufrechnung) wird  

 missachtet, sowohl beim mat.recht. wie auch im prozessualen Teil des Gutachtens 

- Zinsen werden nicht bzw. fehlerhaft geprüft oder falsch beantragt: Prozent statt Prozentpunkte 

- Gebührenschaden wird nicht oder falsch berechnet 

- Echo- bzw. Spiegelbild-Prinzip wird nicht beachtet (nicht alle Hinweise aus dem SV abgearbeitet) 

c. Problembehandlung: - Begründungstiefe unzureichend, Klausurprobl. werden oberflächlich abgehandelt  

 oder falsche Schwerpunktsetzung (Problematisches zu kurz/schematisch, Unproblematisches zu lang  

- keine übersichtliche u. nachvollziehbare Problemdarstellung / -bearbeitung / ledigl. der SV wird wiederholt 

- Probleme werden nicht mit den einschlägigen Schlüsselbegriffen erörtert: Relevanz hoch: „leichte Punkte“,  

 wenn Fachbegriffe früh fallen 

- eigenständige Argumentation fehlt und wird durch pauschales „Runterbeten“ von auswendig Gelerntem oder  

 Kommentarwissen ersetzt / Argumentation ist nicht plausibel / nicht nachvollziehbar 

Insbes. Schlüssigkeit / Erheblichkeitsstation: - viele Referendare schaffen es schon nicht, zu einem Zwischen- 

     ergebnis für die Schlüssigkeit zu kommen → Relevanz hoch 

- im Rahmen der Erheblichkeit bestehen z.T. erhebliche Probleme mit der sekundären Darlegungslast 

Insbes. Beweisstation: - falsche Reihenfolge: Beweislast – Beweismittel – Würdigung wird nicht eingehalten 



 

- Beweislast wird falsch beurteilt / Verwechselung von Darlegungs- und Beweislast 

- Fehlende bzw. mangelnde Beweiswürdigung 

- die Beweisprognose, insbesondere für Zeugen, ist regelmäßig viel zu optimistisch → Häufigkeit hoch 

5. Zweckmäßigkeit: - Zulässigkeitsprobleme werden übersehen  

- werden Zulässigkeitsprobleme gesehen, fehlt die Empfehlung, wie diese überwunden werden können 

- Ziel des Mdt. wird prozessual nicht richtig umgesetzt (nicht sachgerecht bzw. nicht umfassend 

 umgesetzt, nicht der schnellste Weg gewählt, nicht der sicherste Weg gewählt) 

- Zweckmäßiges Vorgehen wird nicht erkannt  

- Zweckmäßigkeit enthält keine abschließende Empfehlung zum weiteren Vorgehen 

- Abweichung von Zielen des Mandanten wird nicht gerechtfertigt bzw. erläutert 

V. Schriftsatz: 1. Allgemein: - Schriftsatzentwurf fehlt (Zeitproblem → Lösung: Zeiteinteilung üben) 

- Trennung von SV-Darstellung und rechtlichen Ausführungen wird nicht eingehalten → Relevanz hoch 

2. Rubrum: - Fehlender Hinweis auf Fristablauf („Eilt!- Bitte sofort vorlegen!“) / Datum (Klausur-SV) fehlt 

- Parteibezeichnungen sind fehlerhaft (z. B. „Mandant“ statt „Kläger“, „Kläger“ statt „Antragsteller“,  

 Wechsel zwischen „Mandant“ und „Kläger“, „Unterzeichner“ statt Prozeßbevollmächtigter“ 

- Vertretungsverhältnisse (z. B. Geschäftsführer) werden nicht genannt 

- Parteibezeichnungen sind nicht zustellfähig, weil unvollständig, Anschriften werden nicht mitgeteilt 

3. Anträge a. Formalien: - Parteibezeichnungen werden im Antrag nicht richtig / nicht präzise wiedergegeben 

- Hauptantrag nicht im Futur/Nebenanträge nicht im Präsenz / Anträge sind nicht eingerückt 

b. Sachlich: - Anträge erfassen das Ziel des Mdt. nicht oder nicht vollständig, sind nicht vollstreckungsfähig  

 oder werden im Schriftsatz nicht gestellt, obgleich sie als zweckmäßig erkannt werden 

- Anträge werden fehlerhaft / ungenau formuliert, z.B. „zurückzugeben“ statt „herauszugeben“ 

- NFen (Zinsen, Mahnkosten, vorgerichtl. RA-Geb., andere RVerfolg.kosten) werden nicht beantragt 

- VU-Antrag fehlt / AU wird beantragt / Kostenantrag und Antrag zur vorl. Vollstreckbarkeit werden gestellt 

- Antrag auf Einstellung der ZV nach §§ 719, 707 ZPO wird nicht gestellt bzw. nicht vorangestellt 

- PKH-Antrag fehlt, obwohl zweckmäßig (Vorschaltfunktion) 

4. Begründungsteil a. Formalien: - Anlagen und Beweisangebote sind nicht eingerückt / numeriert / richtig 

 bezeichnet / - abschließende Feststellung zur Erforderlichkeit der Klage fehlt 

b. Inhaltlich: Einleitungssatz deckt sich nicht mit dem Ergebnis des Gutachtens 

- Vortrag unschlüssig (anspruchsrelevante Tatsachen werden nicht/nicht vollständig vorgetragen) 

- Ausführungen zu Sache und zu Rechtslage sind nicht kongruent (Tatsachenvortrag überflüssig, da nicht  

 für rechtl. Ausführ. verwendet oder Rechtsausführ. „hängen in der Luft“, da nicht mit Tatsachen unterlegt) 

- Sachvortrag falsch gewichtet (wesentlich/unwesentlich) od. enthält Rechtsausführ. od. Beweiswürdigung 

- wesentlicher Inhalt von Anlagen wird nicht wiedergegeben, sondern es wird nur verwiesen 

- Ungenaue Wiedergabe von Tatsachen / Behauptungen 

- Beweisangebote enthalten rechtliche Würdigungen (z.B. Beweis für „Abschluss eines wirksamen KV“) 

- sind unpräzise (z.B. Vorlage einer Rechnung für die Erforderlichkeit einer Reparatur) 

- Zeugen werden übersehen / vergessen; es wird nicht ausgeführt, warum d. Zeuge etwas bekunden kann 

- Verstoß gegen die Wahrheitspflicht (v. Mdt. bestätigte Umstände werden „aus taktischen Gründen“ 

 bestritten, Vortrag / Bestreiten ins Blaue hinein) 

- Ausführungen zur Rechtslage: - kein Urteilsstil / - an Stelle rechtl. Ausführ. wird nur auf d. Gutacht. verwiesen 

- Verweisungsfehler: Verweis auf Passagen im Gutachten, die nicht für den Schriftsatz vorgesehen sind  

 (z. B. Ausführungen zu Mitverschulden, Verjährung oder Beweisprognose); Verweisung ergibt keinen Sinn 

- Verweisung auf Passagen im Gutachtenstil → Lösung: statt Verweisung Ausführungen ausformulieren 

- der aussichtsreichste Anspruch wird nicht oder nicht an erster Stelle angeführt  

 

Zusammengestellt von RA Andreas Scheffler, Hamburg (Stand Mai 2023; Irrtum u. Änderung vorbehalten) 


